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Bankenfusionen scheitern an nationalen Grenzen
EZB-Chefaufseher  Enria  erwartet  in  seiner  Amtszeit  keine  Einigung  auf  europäische
Einlagensicherung
maf.  FRANKFURT.  Die  nationalen
Schutzsysteme  für  die  Konten  von
Bankkunden sind für den Chefaufseher
der  Europäischen  Zentralbank  (EZB),
Andrea Enria, das größte Hindernis zu
einem gemeinsamen Bankenmarkt  im
Euroraum. Auf einer Finanzkonferenz
sagte  der  Italiener  am  Mittwoch  in
Frankfurt, er rechne nicht mehr in sei-
ner  noch  gut  drei  Jahre  währenden
Amtszeit mit einer gemeinsamen euro-
päischen Einlagensicherung (Edis).
Eine vollständige Einlagensicherung in
der Eurozone hält Enria aber für wich-
tig. Denn solange es nationale Systeme
gebe,  könnten  grenzüberschreitend
tätige  Bankengruppen  im  Euroraum
nicht  wie  in  einem einheitlichen Hei-
matmarkt agieren. Darüber hinaus hielte
eine europäische Einlagensicherung die
nationalen Regierungen davon ab, ihre
heimischen Bankenmärkte  abzuschot-
ten.  Dadurch  werde  der  grenzüber-
schreitende  Verkehr  von  Kapital  und
Liquidität in der Währungsunion verhin-
dert. Derzeit müssen die Tochtergesell-
schaften  großer  Banken  vor  Ort  die
nationalen Liquiditätsvorgaben erfüllen.
Nach Angaben von Enria können des-

halb rund 200 Milliarden Euro an liqui-
den Mitteln nicht innerhalb solcher Ban-
kengruppen  t ransfer ier t  werden.
Dadurch  werde  ein  wirkungsvolles
Liquiditätsmanagement  erschwert.
Der Chef der EZB-Bankenaufsicht for-
dert seit längerem eine Konsolidierung
der  Banken  des  Euroraums,  um  die
bestehenden  Überkapazitäten  abzu-
bauen und große Institute zu bilden, die
im Wettbewerb mit den großen amerika-
nischen Banken mithalten können. Doch
seine  Forderung  nach  einer  europäi-
schen  Einlagensicherung  stößt  in
Deutschland auf Ablehnung. Insbeson-
dere  Sparkassen  und  Volksbanken
fürchten eine Schwächung der nationa-
len Sicherungssysteme, sollten diese in
Zukunft auch für die Risiken von Ban-
ken in Südeuropa herangezogen werden.
Dort  kämpfen  Banken  mit  hohen
Beständen an ausfallgefährdeten Kredi-
ten, die aus alten Zeiten stammen. Sollte
die Corona-Pandemie zu einer schwe-
ren  Rezession  führen,  erwartet  Enria
einen deutlichen Anstieg der faulen Kre-
dite auf bis zu 1,4 Billionen Euro. Der-
zeit sind es rund 500 Milliarden Euro.
Die großen privaten Banken, vor allem

die Deutsche Bank, machen sich derzeit
stark für geringere Beiträge in den euro-
päischen  Abwicklungsfonds  (SRF).
Nachdem  der  Vorstandsvorsitzende
Christian Sewing das schon am Montag
gefordert hatte, legte am Mittwoch die
Chefjustitiarin Karen Kuder nach. Der
Abwicklungsfonds umfasst nach ihren
Angaben derzeit  knapp 42 Milliarden
Euro. Ursprünglich sollte er durch Bei-
träge der Banken bis Ende 2023 mit 55
Milliarden  Euro  ausgestattet  werden.
Der Fonds soll 1 Prozent der gedeckten
Einlagen,  also  aller  Konten  bis  zur
gesetzlichen Garantie von 100 000 Euro
je  Kunde  und  Bank,  umfassen.  Unter
anderem wegen des hohen Einlagenzu-
stroms in der Corona-Krise durch Spa-
rer, die auf Nummer sicher gehen wol-
len,  hat  sich  das  Zielvolumen  auf  65
Milliarden  Euro  erhöht.  Wegen  der
höheren Einlagen steigen nun die Bei-
träge der Banken. Seien es im Jahr 2016
noch 6,4 Milliarden Euro gewesen, fie-
len sie im laufenden Jahr mit 9,2 Milli-
arden  Euro  um 30  Prozent  höher  aus,
sagte  Kuder.
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